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130. Kundmachung des Bundeskanzlers be-
treffend den Geltungsbereich der drei am
20. April 1921 zu Barcelona abgeschlossenen
Übereinkommen (Übereinkommen und Statut
über die Freiheit des Durchgangsverkehrs,
Übereinkommen und Statut über das Regime
der schiffbaren Wasserwege von internationa-
ler Bedeutung sowie Zusatzprotokoll zu dem
Übereinkommen über das Regime der schiffba-
ren Wasserwege von internationaler Bedeu-

tung)

Nach Mitteilungen des Generalsekretärs der
Vereinten Nationen haben folgende weitere Staaten
ihre Ratifikationsurkunden hinterlegt bzw. erklärt,
sich auch nach Erlangung der Unabhängigkeit an
nachstehende Übereinkommen gebunden zu erach-
ten:

1. Übereinkommen und Statut über die Freiheit
des Durchgangsverkehrs *)

Staaten:

Antigua und Barbuda
Kambodscha

Datum der Hinterlegung der
Kontinuitätserklärung:

25. Oktober 1988
12. April 1971

Kroatien und Slowenien haben erklärt, sich mit
Wirksamkeit vom 8. Oktober 1991 bzw. 25. Juni
1992 an dieses Übereinkommen gebunden zu
erachten.

2. Übereinkommen und Statut über das Regime
der schiffbaren Wässerwege von internationaler
Bedeutung *)

Staaten :

Antigua und Barbuda
Griechenland
Kambodscha

Datum der Hinterlegung der
Ratifikationsurkunde bzw.
Kontinuitätserklärung :

25. Oktober 1988
3. Jänner 1928

12. April 1971
Indien hat erklärt, sich mit Wirksamkeit vom
26. März 1957 nicht mehr an das Übereinkommen
gebunden zu erachten.

3. Zusatzprotokoll zu dem Übereinkommen über
das Regime der schiffbaren Wasserwege von
internationaler Bedeutung *)

Staaten:

Antigua und Barbuda
Griechenland

Datum der Hinterlegung der
Ratifikationsurkunde bzw.
Kontinuitätserklärung:

25. Oktober 1988
3. Jänner 1928

Indien hat erklärt, sich mit Wirksamkeit vom
26. März 1957 nicht mehr an das Zusatzprotokoll
gebunden zu erachten.

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 429/1924, letzte
Kundmachung des Geltungsbereiches BGBl. Nr. 168/
1986
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1 3 1 . Kundmachung des Bundeskanzlers be-
treffend den Geltungsbereich der Erklärung
über die Anerkennung des Flaggenrechtes der

Staaten ohne Meeresküste

Nach Mitteilungen des Generalsekretärs der
Vereinten Nationen haben folgende weitere Staaten
ihre Beitrittsurkunden zur Erklärung über die
Anerkennung des Flaggenrechtes der Staaten ohne
Meeresküste (BGBl. Nr. 430/1924, letzte Kundma-
chung des Geltungsbereichs BGBl. Nr. 394/1967)
hinterlegt bzw. erklärt, sich auch nach Erlangung
ihrer Unabhängigkeit an diese Erklärung gebunden
zu erachten:

Staaten:

Antigua und
Fidschi
Lesotho
Malawi
Mauritius
Mongolei
Salomonen
Swasiland

Datum der Hinterlegung der
Beitrittsurkunde bzw.
Kontinuitätserklärung:

Barbuda 25. Oktober 1988
15. März 1972
23. Oktober 1973
11. Juni 1969
18. Juli 1969
15. Oktober 1976
3. September 1981

16. Oktober 1970
Ungarn 18. Mai 1928
Kroatien hat erklärt, sich mit Wirksamkeit vom
3. August 1992 an diese Erklärung gebunden zu
erachten.

Vranitzky

132.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

P R O T O K O L L

ZUR ABÄNDERUNG DES AM 14. MAI
1959 IN STOCKHOLM UNTERZEICHNE-
TEN ABKOMMENS ZWISCHEN DER
REPUBLIK ÖSTERREICH UND DEM
KÖNIGREICH SCHWEDEN ZUR VER-
MEIDUNG DER DOPPELBESTEUE-
RUNG AUF DEM GEBIETE DER STEU-
ERN VOM EINKOMMEN UND VOM
VERMÖGEN UND DES AM 6. APRIL 1970
IN STOCKHOLM UNTERZEICHNETEN

PROTOKOLLS

Die Republik Österreich und das Königreich
Schweden;

VON DEM WUNSCHE GELEITET, ein
Protokoll zur Abänderung des am 14. Mai 1959 *)
in Stockholm unterzeichneten Abkommens zwi-
schen der Republik Österreich und dem Königreich
Schweden zur Vermeidung der Doppelbesteuerung
auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und
vom Vermögen und des am 6. April 1970 **) in
Stockholm unterzeichneten Protokolls (im folgen-
den als „Abkommen" bezeichnet) abzuschließen;

HABEN folgendes vereinbart:

Artikel 1

Artikel 10 Abs. 2 des Abkommens wird durch
folgende Bestimmung ersetzt:

„(2) Diese Dividenden dürfen jedoch auch in dem
Staat, in dem die die Dividenden zahlende

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 39/1960
**) Kundgemacht in BGBl. Nr. 341/1970



55. Stück - Ausgegeben am 19. Februar 1993 - Nr. 132 1313

Gesellschaft ihren Wohnsitz hat, nach dem Recht
dieses Staates besteuert werden; die Steuer darf
aber, wenn der Empfänger der Dividenden der
Nutzungsberechtigte ist, nicht übersteigen:

a) 5% des Bruttobetrags der Dividenden, wenn
der Nutzungsberechtigte eine Gesellschaft
(jedoch keine Personengesellschaft) ist, die
unmittelbar über mindestens 25 vom Hundert
des Kapitals der die Dividenden zahlenden
Gesellschaft verfügt;

b) 10% des Bruttobetrags der Dividenden in allen
anderen Fällen."

Artikel 2

Im Absatz 6 des Artikels 10 des Abkommens wird
folgender Satz angefügt:

„Die Steuerbefreiung gilt vorbehaltlich der zur
Verhinderung von Steuerumgehungen erlassenen
innerstaatlichen Gesetze."

Artikel 3

1. Dieses Protokoll bedarf der Ratifikation. Die
Ratifikationsurkunden werden so bald wie möglich
in Wien ausgetauscht.

2. Dieses Protokoll tritt am 1. Tag des dritten
Monats, der dem Monat folgt, in dem der Austausch
der Ratifikationsurkunden stattgefunden hat, in
Kraft, und seine Bestimmungen finden für Veranla-
gungsjahre Anwendung, die am oder nach dem
1. Jänner des Jahres beginnen, das jenem Jahr folgt,
in dem das Protokoll in Kraft getreten ist.

ZU URKUND DESSEN haben die Bevollmäch-
tigten der beiden Staaten dieses Protokoll unter-
zeichnet und mit ihren Siegeln versehen.

GESCHEHEN ZU Stockholm am 5. November
1991, in zweifacher Ausfertigung, in deutscher und
schwedischer Sprache, wobei beide Texte gleicher-
maßen authentisch sind.

Für die Republik Österreich:

Pleinert

Für das Königreich Schweden:
Bo Lundgren

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Ratifikations-
urkunde wurde am 3. Februar 1993 ausgetauscht; das Protokoll tritt gemäß seinem Artikel 3 Abs. 2 mit
1. Mai 1993 in Kraft.

Vranitzky
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